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1.4.2.   sonstiges Sondergebiet Zweckbestimmung 
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(§ 11 BauNVO)
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3.5.      Baugrenze

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
    (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

2. Maß der baulichen Nutzung
    (§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

1. Art der baulichen Nutzung
   (§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO)

PhotovoltaikPhotovoltaik

6.3.     Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

6. Verkehrsflächen
    (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

6.4.     Einfahrtsbereich
           Ein- bzw. Ausfahrten und Anschluß
           anderer Flächen an die Verkehrsflächen
           (§ 9 Abs. 1 Nr. 4, 11 und Abs. 6 BauGB)
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15. Sonstige Planzeichen

15.13    Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Darstellung ohne Normcharakter
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7. Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung
    und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerung; Anlagen, Einrichtungen
    und sonstige Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken
    (§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB)

Gebäude

Fernwärme / BHKW

Feuerwehraufstellfläche

13. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen
      für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
      von Natur und Landschaft
      (§ 9 Abs.1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

13.2.    Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen sowie Bindungen für Bepflanzungen und für die
Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 und Abs. 6 BauGB)

1. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen
1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB, § 11 Abs. 2 BauNVO)
1.1.1 Sonstige Sondergebiete Photovoltaik
Innerhalb des sonstigen Sondergebietes ,mit der Zweckbestimmung Photovoltaik (SO Photovoltaik), ist die Errichtung von baulichen Anlagen zur Stromerzeugung aus
Solarenergie und der erforderlichen Nebenanlagen wie Wechselrichter, Verkabelung, Trafoanlagen, Verteilerstationen, Speichereinrichtungen sowie Kabelschächte,
Kabelleitungen und Zuwegungen zulässig. Weiterhin zulässig sind Kameramasten für Überwachungskameras bis zu einer Höhe von maximal 8,0 m.

1.2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Absatz 1 Nr.1 BauGB, § 16 Absatz 2 Nr. 1 und Nr. 4 in Verbindung mit §§ 18 und 19 Absatz 3 BauNVO)
Im vorliegenden Bebauungsplan wird das Maß der baulichen Nutzung durch die Festsetzung einer Grundflächenzahl (GRZ) nach § 16 BauNVO und der Festlegung
zur maximalen Höhe der baulichen Anlagen nach § 18 BauNVO bestimmt

1.2.1 Grundflächenzahl
Für die Planteile 1 und 2 des räumlichen Geltungsbereiches wird eine GRZ von 0,70 festgesetzt.

1.2.2 Höhe baulicher Anlagen
Photovoltaikanlage
Die zulässige Höhe der baulichen Anlagen für die Modultische inklusive Module wird in den Planteilen 1 und 2 des räumlichen Geltungsbereiches auf maximal 3,5 m
über dem Bezugspunkt festgesetzt. Die Unterkante der Modultische muss mindestens 0,80 m Abstand zur Geländeoberkante einhalten. Nebenanlagen wie
Wechselrichter, Trafoanlagen, Verteilerstationen, Speichereinrichtungen dürfen eine Höhe von maximal 4,70 m über dem Bezugspunkt erreichen. Für punktuelle
Überwachungseinrichtungen (Kameramasten) sind bis 8,0 m Höhe über dem Bezugspunkt zulässig.
Bestehende Satelliten Blockheizkraftwerke (BHKW)
Nebenanlagen (z. B. Trafostationen) dürfen eine Höhe von maximal 8,00 m über dem Bezugspunkt erreichen. Der Schornstein der Blockheizkraftwerke darf eine
maximale Höhe von 18,00 m über dem Bezugspunkt erreichen.

1.2.3 Höhenbezugspunkt
Als Bezugspunkt gilt die Oberkante des anstehenden Geländes (OKG) in Metern über NHN des amtlichen Höhenbezugssystems DHHN2016.

1.3 Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Absatz 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO)
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Festsetzung von Baugrenzen gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO bestimmt. Die baulichen Anlagen dürfen die
Baugrenze nicht überschreiten. Eine Ausnahme besteht für erforderliche Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO.

1.4 Erschließung
1.4.1 Ver- und Entsorgung
Verkehrsanbindung
Die Erschließung der Planteile 1 und 2 erfolgt über die öffentlich gewidmete Schillerstraße.
Die Feuerwehraufstellflächen werden auf den nachfolgenden FLS festgesetzt:
Planteil 1: Gemarkung Stendal, Flur 2, Flurstück 215,
Planteil 2: Gemarkung Stendal, Flur 2, Flurstück 114.
Die Feuerwehraufstellflächen werden als wassergebundene Decke errichtet.
Trinkwasserversorgung/ Abwasserentsorgung
Im Rahmen des geplanten Vorhabens sind keine Anlagen zur Trinkwasserversorgung und Abwasserentsorgung erforderlich.
Niederschlagswasser
Das anfallende unbelastete Niederschlagswasser kann durch den geringen Versieglungsgrad der aufgeständerten Solarmodule über die natürliche Versickerung in
den anstehenden Untergrund abgeleitet werden.
Es ist darauf zu achten, dass die Entwässerung des Solarparks nicht in Richtung des Bahngeländes der Deutschen Bahn AG geleitet wird.
Elektrizität

Der Netzanschluss der geplanten PV-FFA kann in direkter räumlicher Nähe, an einer 30 kV Erdleitung der Stadtwerke Stendal, realisiert werden. Die Übergabestation
zur Anbindung wird direkt angrenzend an die 30 kV Erdleitung am östlichen Rand des Planteil 1 aufgestellt.
Fremdleitungen
Im südöstlichen Teil des Plangebietes 2 und östlich parallel zum Geltungsbereich verläuft eine Fernmeldeleitung der Avacon Netz GmbH. Die Hinweise der Avacon
Netz GmbH sind zu berücksichtigen.

1.4.2 Brandschutz
Pro Planteil ist jeweils eine Feuerwehraufstellfläche mit jeweils einem Hydranten geplant, die durch die öffentlich gewidmete Schillerstraße erreichbar sind. Für das
vorgesehene Bebauungsgebiet ist grundsätzlich eine Löschwasserversorgung von mindestens 800 l / min für den Zeitraum von mindestens zwei Stunden zu
gewährleisten.

Textliche Festsetzungen Textliche Festsetzungen

Präambel
Aufgrund des § 1 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit § 233 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.
November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221) geändert worden ist,
hat der Stadtrat der Hansestadt Stendal den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 41/21 „Solarpark Stendal - Schillerstraße“,
bestehend aus Planzeichnung, Vorhaben- und Erschließungsplan, textlichen Festsetzungen und Begründung einschließlich Umweltbericht
als Satzung beschlossen.

Aufstellungsbeschluss
Der Stadtrat der Hansestadt Stendal hat in seiner Sitzung am 21.02.2022 die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr.
41/21 „Solarpark Stendal - Schillerstraße“, beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB im Amtsblatt für den
Landkreis Stendal am 02.11.2022 ortsüblich bekanntgemacht.

Hansestadt Stendal, den                                     Siegel                             Bastian Sieler
Oberbürgermeister

Planunterlage
Die verwendete Planunterlage enthält den Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen baulichen Anlagen
sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach. Sie ist hinsichtlich der planungsrelevanten Bestandteile geometrisch einwandfrei. Die
Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Hansestadt Stendal, den                             Siegel                           BastianSieler
Oberbürgermeister

Planverfasser
Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 41/21 „Solarpark Stendal - Schillerstraße“ wurde ausgearbeitet von: Stadt und
Land Planungsgesellschaft mbH.

Hohenberg-Krusemark, den Planverfasser

Öffentliche Auslegung
Der Stadtrat der Hansestadt Stendal hat in seiner Sitzung am 03.07.2023 dem Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr.
41/21 „Solarpark Stendal - Schillerstraße“ nebst Entwurf der Begründung und des Umweltberichtes zugestimmt und die öffentliche
Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 09.08.2023 im Amtsblatt Nr. 21
für den Landkreis Stendal ortsüblich bekanntgemacht. Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 41/21 „Solarpark
Stendal - Schillerstraße“ nebst Entwurf der Begründung und des Umweltberichtes sowie der umweltrelevanten Unterlagen und
Stellungnahmen hat vom 17.08.2023 bis einschließlich 18.09.2023 gemäß § 3 Abs. 2 i. V. m. § 8 Absatz 3 BauGB öffentlich ausgelegen.

Hansestadt Stendal, den                              Siegel                           Bastian Sieler
Oberbürgermeister

Verfahrensvermerke

Verfahrensvermerke

Beteiligung der Behörden
Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben vom 08.08.2023 gemäß § 4
Absatz 2 BauGB zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

Hansestadt Stendal, den Siegel Bastian Sieler
Oberbürgermeister

Satzungsbeschluss
Der Stadtrat der Hansestadt Stendal hat nach Prüfung der abgegebenen Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Absatz 2
in seiner Sitzung am ………….. den vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 41/21 „Solarpark Stendal - Schillerstraße“ nebst
Begründung und Umweltbericht gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen.

Hansestadt Stendal, den                            Siegel                             Bastian Sieler
                                                                            Oberbürgermeister

Ausfertigung
Die Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 41/21 „Solarpark Stendal - Schillerstraße“ nebst Begründung und
Umweltbericht bestehend aus der Planzeichnung einschließlich der textlichen Festsetzungen und dem Vorhaben- und
Erschließungsplan in der Fassung vom ............... wird hiermit am ………………………….
ausgefertigt.

Hansestadt Stendal, den                               Siegel                           Bastian Sieler
                                                                               Oberbürgermeister

Inkrafttreten
Der Satzungsbeschluss zum vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 41/21 „Solarpark Stendal - Schillerstraße“ nebst Begründung
und Umweltbericht sowie die Stelle, bei der die genannten Unterlagen auf Dauer während der Dienststunden von jedermann
eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind am
im Amtsblatt Nr. ............... für den Landkreis Stendal ortsüblich bekannt gemacht worden.
In der Bekanntmachung ist auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
und von Mängeln der Abwägung sowie auf Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von
Entschädigungsansprüchen (§ 44 BauGB) hingewiesen worden.
Der Bebauungsplan ist am ............... rechtswirksam in Kraft getreten.

Hansestadt Stendal, den                       Siegel Bastian Sieler
                                                                                     Oberbürgermeister

Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften
Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 41/21 „Solarpark Stendal - Schillerstraße“
1. ist eine beachtliche Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften gemäß

§ 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB in Verbindung mit § 215 BauGB beim Zu-
    standekommen des Bebauungsplanes,
2. eine, unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB, beachtliche Verletzung
    der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächen-
    nutzungsplans und
3. sind Mängel des Abwägungsvorgangs gemäß § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB

schriftlich gegenüber der Hansestadt Stendal unter Darlegung des die Verletzung begründeten Sachverhalts gemäß § 215 Abs 1
BauGB nicht geltend / geltend gemacht worden.

Hansestadt Stendal, den                           Siegel               Bastian Sieler
                                                                     Oberbürgermeister
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1. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen - Örtliche Bauvorschriften
2.1 Zufahrten und Wege
Alle neu anzulegenden Wege und Zufahrten sind mit einem wassergebundenen Aufbau herzustellen.

2.2 Einfriedung
Die Vorhabenfläche wird zur Sicherung der Photovoltaikanlage vor unbefugtem Betreten mit einem Metallzaun (z.B. Maschendraht- oder Stabgitterzaun) eingezäunt.
Die Höhe beträgt maximal 2,20 Meter. Es werden zweiflüglige Toranlagen in Bauart der Zaunkonstruktion für die Zuwegungen mit einer Breite von mindestens 5 Meter
installiert. Der Abstand zwischen Boden und Zaunfeld muss mindestens 15 cm betragen. Sollte in Bezug auf die Schafhaltung der Abstand zwischen Boden und
Zaunfeld aus Gründen des Tierschutzes (z.B. entkommen von Lämmern, Wolfschutz) verkleinert werden müssen, kann dies erfolgen, sofern die Durchgängigkeit für
Kleinsäuger weiterhin gegeben ist (z.B. durch Einsatz eines zusätzlichen Maschendrahtzaunes mit einer ausreichenden großen Maschenweite).

2. Hinweise
Denkmalschutz
Der Geltungsbereich befindet sich im so genannten Altsiedelland. In der Umgebung kamen bei Bodeneingriffen zahlreiche Kulturdenkmale der Jungsteinzeit, der
Bronzezeit, der Eisenzeit, der Kaiser-/ Völkerwanderungszeit und des Mittelalters von regionaler und überregionaler Bedeutung zutage. Bei Funden ist gemäß dem
Denkmalschutzgesetzt des Landes Sachsen-Anhalt zu verfahren.
Kampfmittel
Der Geltungsbereich ist teilweise als Kampfmittelverdachtsfläche ausgewiesen. Sollten bei der Bauausführung kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition
aufgefunden werden, sind aus Sicherheitsgründen die Arbeiten an der Fundstelle und in der unmittelbaren Umgebung sofort einzustellen und die zuständige
Sicherheitsbehörde oder die nächste Polizeidienststelle zu benachrichtigen.

3. Naturschutzfachliche Festsetzungen
Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen
Zur Vermeidung der mit dem vorliegenden Bebauungsplan verbundenen Beeinträchtigungen, sind folgende Maßnahmen zu beachten:

V1 Alle Arbeiten sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik und DIN-Vorschriften durchzuführen. Zum Schutz des Landschaftsbildes sind 
ausschließlich reflexions- bzw. blendarme Solarmodule zulässig, die zum Zeitpunkt der Errichtung der PVA den allgemein anerkannten Regeln der Technik
entsprechen.

V2 Baustellenabfälle sind umweltgerecht zu entsorgen.
V3 Bodenversiegelungen sind weitgehend zu vermeiden. Die für Zuwegungen sowie Lager- und Stellplätze benötigten Flächen sind daher auf das unbedingt 

notwendige Maß zu beschränken. Bereits durch Verdichtung und Versiegelung vorbelastete Flächen sind für die Einrichtung von Lager- und Stellplätzen zu
bevorzugen. Vorhandene Erschließungswege sind zu nutzen. Entstandene Bodenverdichtungen sind nach Abschluss der Baumaßnahmen zu brechen.

V4 Zusätzliche Erschließungswege sind in wassergebundener Bauweise herzustellen.
V5 Der Oberbodenabtrag ist auf ein Minimum zu reduzieren. Der Aushub von anfallendem Oberboden z.B. bei Kabelgräben ist vor Ort getrennt zu lagern und 

fachgerecht wieder einzubauen.
V6 Mit wassergefährdenden Stoffen ist sachgemäß umzugehen. Es dürfen keine Stoffe verwendet werden, die Schadstoffbelastungen in das Grundwasser 

eintragen.
V7 Die Solarmodule sind ausschließlich mit Wasser, ohne den Zusatz von Reinigungsmitteln zu reinigen.
V8 Die Flächen zwischen und unter den Modulen sind als extensives Grünland (mittels Mahd, Beweidung oder einer Kombination beider Nutzungsformen) zu

pflegen. Dies soll durch eine zeitweise, extensive Beweidung mit Schafen erfolgen. Alternativ zur Beweidung kann auch eine Mahd durchgeführt werden. Diese
hat in extensiver Form maximal zweischürig und frühestens ab dem 01. Juli jeden Jahres zu erfolgen. Das Mahdgut ist nach dem Schnitt abzutransportieren.
Auf   die Verwendung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist zu verzichten. Ausnahmen zum beschriebenen Pflegeregime sind zur Bekämpfung von 
Problemarten möglich.

V9 Der Abstand der Module vom Boden muss zur Gewährleistung einer dauerhaft geschlossenen Vegetationsdecke mindestens 0,80 m betragen.
V10 Das Grundstück ist mit einem Metallzaun (z.B. Maschendraht- oder Stabgitterzaun) plangemäß einzuzäunen. Durch einen Abstand von mindestens 15 cm 

zwischen Boden und Zaunfeld oder ausreichende Maschengrößen im bodennahen Bereich und der Verwendung von möglichst ungefährlichen Materialien
(z. B. Vermeidung von Stacheldraht) ist ein Durchlass für Mittelsäuger zu gewährleisten. Sofern in Bezug auf eine Schafhaltung der Abstand zwischen Boden
und Zaunfeld aus Gründen des Tierschutzes verkleinert werden muss, kann dies erfolgen, sofern die Durchgängigkeit für Kleinsäuger weiterhin gegeben ist
und keinerlei beeinträchtigt wird (z.B. durch Einsatz eines zusätzlichen Maschendrahtzaunes mit einer ausreichenden großen Maschenweite). Die Zaunhöhe
beträgt max. 2,20 m über Gelände, die Zauntore entsprechen in Bauart der Zaunkonstruktion.

V11 / VAFB1: Bauzeitenregelung
Die Baufeldfreimachung incl. der Entfernung randlicher Gehölze und der Zaunbau sollten außerhalb der Vogelbrutzeit, d.h. innerhalb des Zeitraumes von Ende
September bis Anfang März, stattfinden. Sollte die Einhaltung dieses Zeitraumes nicht möglich sein (betrifft sowohl Baubeginn als auch die Fortführung der
Baumaßnahmen nach längerer Pause), ist eine ökologische Baubegleitung zwingend notwendig.
Diese dient dazu, sicherzustellen, dass keine Beeinträchtigungen von Umwelt, Biotoptypen und Arten auftreten bzw. der Artenschutz beachtet wird. Dies gilt
insbesondere auch wenn z.B. Bauarbeiten außerhalb des oben genannten Zeitraums der Bauzeitenregelung notwendig werden, wie auch bei einer 
Bauunterbrechung von mehr als zwei Wochen.

V12 / VAFB2: Errichtung von bauzeitlichen Reptiliensperreinrichtungen
Um Verluste von Individuen der Zauneidechse während der Bauarbeiten zu vermeiden, werden temporäre Sperreinrichtungen aufgestellt. Diese sollen ab 
15.03. des Jahres des Baubeginns eine Rückwanderung bzw. eine Einwanderung weiterer Individuen in den Eingriffsbereich vermeiden. Die 
Sperreinrichtungen werden spätestens Mitte März in Form eines Reptilienschutzzauns (ca. 60 cm hoch, sofern realisierbar: 10-15 cm tief eingegraben, Material
witterungsbeständiges Polyestergewebe) eingebracht und müssen die Baufelder gegen den Bahnkörper vollständig abschotten, um ein Einwandern von 
Zauneidechsen aus dieser Richtung zu verhindern. Als Schutz gegen Überklettern ist die Oberkante des Zauns zum Außenbereich hin um 45° abgewinkelt.
Nach Beendigung der Bauarbeiten kann der Reptilienschutzzaun entfernt werden.
Die Maßnahme dient zur Vermeidung der Verletzung/Tötung oder Störung von Tieren durch Verlust von Wanderkorridoren und damit zur Vermeidung von 
Zugriffsverboten nach § 44 (1 u. 3) BNatSchG, insbesondere der europarechtlich geschützten Zauneidechse.

V13 Die Gehölzbestände (Allee, die zum Erhalt festgelegte Hecke sowie der Einzelbaum) sind vor Beeinträchtigungen aller Art zu schützen.
Die Bestimmungen der DIN 18920 und der RAS-LP4 Richtlinie für die Anlage von Straßen, Teil: Landschaftspflege, Abschnitt 4: Schutz
von Bäumen, Vegetationsflächen und Tieren bei Baumaßnahmen sind bzgl. der Festlegungen zum Gehölzschutz bei Bauarbeiten 
umfassend einzuhalten.

V14 Nach dem Ende der Betriebszeit können die Flächen wieder so hergestellt werden, dass sie dem Zustand vor der Bebauung entsprechen.

V15 Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen der potenziell vorkommenden Zauneidechsenpopulation sollte die Errichtung des östlichen 
Abschnitts des Zaunes um Planteil 2 außerhalb der Aktivitätsphase der Zauneidechse (Ende März bis Anfang Oktober) erfolgen.

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft
Im nordöstlichen Teil sowie östlich des räumlichen Geltungsbereiches befinden sich mehrere Feldgehölze. Diese sind nach § 30 BNatschG und
22 NatSchG LSA gesetzlich geschützt. Die Flächen werden dementsprechend für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von
Natur und Landschaft festgesetzt.

Ausgleichmaßnahmen

A01: Anlage einer Blühfläche

Die mit dem Vorhaben verbundene Beeinträchtigung des Landschaftsbildes soll durch Anlegen einer Blühfläche kompensiert werden. Die
Anlage soll am Westrand des Planteil 1, Gemarkung Stendal, Flur 2, Flurstück 215, auf einer Fläche von 830 m2  erfolgen. Die Blühfläche soll von
der Schillerstraße aus gesehen werden können und das Empfinden der, durch die PV-FFA technisch geprägten, Landschaft aufwerten.

Feld- oder Blühstreifen am Feldrand stellen einen wichtigen Lebensraum für viele Wildtiere dar. Neben einem Nutzen für Schmetterlinge und
Bienen dient dieser insbesondere als Nahrungshabitat zahlreicher Vögel. Von Reptilien und kleinen Säugetieren wird der Blühstreifen ebenfalls
genutzt.

Da einjährige Blütenmischungen sehr frostempfindlich sind, ist der beste Zeitpunkt für die Anlage des Blühstreifens von Ende April bis Anfang
Mai. Der Blühstreifen hat insgesamt eine Breite von 10 m und eine Länge von ca. 83 m. Die Saatgutmenge beträgt maximal 5 g/m², bei der
Ausbringung kann ein Füllstoff beigemischt werden. Geeignet sind Sand, Sägespäne oder Sojaschrot. Inklusive Füllstoff beträgt die
auszubringende Menge 10 - 20 g/m². Zu verwenden ist Regiosaatgut für Feldraine- und Saummischungen. Das Saatgut ist aus dem
Produktionsraum norddeutsches Tiefland und hier speziell dem ostdeutschen Tiefland zu verwenden. Da der Nährstoffgehalt des Bodens in
westlicher Richtung deutlich abnimmt, wird das Ausbringen von zwei unterschiedlichen Saatgutmischungen auf der Fläche geplant. Im
westlichen, nährstoffärmeren, Bereich wird eine Saatgutmischung für saure Magerrasen verwendet, im östlichen Bereich wird eine
Grundmischung für frische Standorte verwendet. Alternativ kann die Anlage des Feld- oder Blühstreifens durch eine Mähgut- oder
Heublumensaat beschleunigt werden.

Die Aussaat kann sowohl maschinell als auch manuell erfolgen. Der Boden ist mittels Egge oder Grubber zu lockern, nach dem Ausbringen des
Saatgutes wird dieses leicht in den Untergrund eingearbeitet. Die Anbauempfehlungen des Herstellers sind zu beachten. Zur Zurückdrängung
konkurrenzstarker Pflanzenarten kann die Fläche im ersten Jahr einmal gemäht werden.

A02: Anlegen eines Feldgehölzes

Das, im Zuge des Zaunbaus notwendige, Entfernen der Hecke wird, unter Berücksichtigung der Gehölzschutzverordnung des LK SDL, durch
das Anlegen eines Feldgehölzes aus heimischen Arten kompensiert. Die gemäß Naturschutzrechtlicher Ausnahmegenehmigung zum Antrag auf
Gehölzbeseitigung nötige Pflanzung von 24 heimischen Laubbäumen erfolgt innerhalb des neu anzulegenden Feldgehölzes.

Die Breite der Pflanzung beträgt 10 m, die Länge 81 m, somit wird auf ca. 810 m2 ein neues Feldgehölz angelegt. Hierzu sollen heimische Arten
des Anhang 2 „Liste der im Landkreis Stendal heimischen Gehölzarten“ zum Antrag auf Ausnahme gemäß § 8 Absatz 1 der Verordnung zum
Schutz des Gehölzbestandes im Landkreis Stendal (siehe Kapitel 5.2.3) verwendet werden. Die gepflanzten Bäume sollen der Qualität 2x
verschult entsprechen und einen Stammdurchmesser von 12 bis 14 cm aufweisen, die verwendeten Sträucher sollten ebenfalls Arten der oben
genannten Liste entsprechen, der Qualität 2x verpflanzt entsprechen und mindestens 60 cm Höhe aufweisen. Für die Pflanzungen sind
einheimische standortgerechte Gehölzarten zu verwenden. Das Herkunftsgebiet der zu pflanzenden Gehölze muss nachweislich das Mittel- und
Ostdeutsche Tief- und Hügelland (Herkunftsgebiet 2) sein. Das Feldgehölz soll aus drei Reihen mit (Laub-) Bäumen, mit je 5 m Abstand
zwischen den Reihen bestehen, der Pflanzabstand zwischen den Bäumen soll 10 m betragen, wobei die Bäume der mittleren Reihe versetzt zu
den Bäumen der äußeren Reihen stehen sollen. Auf diese Weise sollen Pflanzstandorte für 24 Bäume bereitgestellt werden. Die Zwischenräume
zwischen den Bäumen sollen mit Sträuchern in einem Pflanzabstand von mindestens 2 m zueinander und den Bäumen bepflanzt werden.

Nach der Pflanzung sind die Gehölze über einen Zeitraum von 5 Jahren zu pflegen (1 Jahr Fertigstellungspflege, 4 Jahre Entwicklungspflege)
bzw. im Anschluss daran dauerhaft zu erhalten. Das Gehölz ist natürlich aufwachsen zu lassen. Ein regelmäßiger Rückschnitt in Form einer
Zierhecke sollte daher nicht erfolgen. Ein Rückschnitt zur Freihaltung benötigter Wege und des Zaunes bleibt jedoch möglich. Die dauerhafte
Pflege der Fläche wird dem Bauherrn übertragen. Abgängige Gehölze sind durch gleichwertige Gehölze zu ersetzen. Ein Schutz gegen
Wildverbiss ist aufgrund der vollständigen Einzäunung des Plangebietes nicht notwendig, bei einer Beweidung mit Schafen sollte ein temporärer
(Elektro-) Zaun zum Schutz vor Verbiss gestellt werden.

Textliche Festsetzungen

Meter
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13.2.2. Erhaltung Bäume

Textliche Festsetzungen

Folgende Baumarten werden in der oben genannten Liste geführt:

· Acer campestre Feld-Ahorn

· Acer platanoides Spitz-Ahorn

· Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn

· Alnus glutinosa Schwarz-Erle

· Betula pendula Sand-Birke

· Betula pubescens Moor-Birke

· Carpinus betulus Hainbuche

· Fagus sylvatica Rot-Buche

· Fraxinus excelsior Gemeine Esche

· Malus sylvestris agg. Wild-Apfel

· Pinus sylvestris Gemeine Kiefer

· Populus nigra Schwarz-Pappel

· Populus tremula Zitter-Pappel

· Prunus avium Vogel-Kirsche

· Prunus padus Gewöhnliche Traubenkirsche

· Pyrus pyraster agg. Wild-Birne

· Quercus petraea Trauben-Eiche

· Quercus robur Stiel-Eiche

· Salix alba Silber-Weide

· Salix fragilis Bruch-Weide

· Sorbus aucuparia Eberesche

· Taxus baccata Gemeine Eibe

· Tilia cordata Winter-Linde

· Tilia platyphyllos Sommer-Linde

· Ulmus glabra Berg-Ulme

· Ulmus laevis Flatter-Ulme

· Ulmus minor Feld-Ulme

A03: Aufstellen von Greifvogelstangen

Zum Schutz der neugepflanzten Bäume, und um das Gebiet für Vögel attraktiv zu gestalten, sollen im Planteil 1 vier Greifvogelstangen errichtet
werden. Zwei der Stangen sollen im westlichen Bereich, innerhalb der Blühfläche, platziert werden. Am östlichen Grenzbereich sollen am Rand
des neu angelegten Gehölzes insgesamt zwei Greifvogelstangen errichtet werden. Die Aufstellungspunkte der Greifvogelstangen innerhalb des
Plangebietes können der Planzeichnung entnommen werden.

Innerhalb der Ausgleichsfläche auf dem Flurstück 385/31, Flur 4 der Gemarkung Uenglingen sollen vier Greifvogelstangen errichtet werden.  Die
Platzierung der Greifvogelstangen kann der Anlage 3 im Anhang entnommen werden.

Da Greifvögel gerne erhöhte Punkte als Ansitzwarte nutzen, besteht bei der Pflanzung von Bäumen die Gefahr, dass sich die Tiere auf den
Leitast eines Baumes setzen. Dies kann zur Schädigung des Baumes und einer Entwicklungsstörung seiner Krone führen. Werden im Bereich
neugepflanzter Bäume Greifvogelstangen errichtet, nutzen die Tiere diese bevorzugt als Ansitzwarte und die jungen Bäume werden geschont.

Die Ausgleichsmaßnahmen sind spätestens in der Pflanzperiode nach Fertigstellung der Baumaßnahme abzuschließen und der Unteren
Naturschutzbehörde anzuzeigen. Sie ist an der Abnahme zu beteiligen.

Rechtsgrundlagen:

BauGB - Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221),

BauO LSA - Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. September 2013, zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 21. März 2023 (GVBl. LSA S. 178),

BauNVO - Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176),

BNatSchG - Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember
2022,

EEG 2023 - Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 26. Juli 2023
(BGBl. 2023 I Nr. 202),

UVPG - Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88),

KVG LSA - Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (Kommunalverfassungsgesetz) in der Fassung der Bekanntmachung vom
17. Juni 2014, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. April 2023 (GVBl. LSA S. 209),

NatSchG LSA - Naturschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt vom 10. Dezember 2010, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28.
Oktober 2019 (GVBl. LSA S. 346),

PlanZV - Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung) vom 18. Dezember
1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zu-letzt geändert durch Art. 3 G v. 14.6.2021 I 1802 (Nr. 33),

WHG - Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023
I Nr. 176).

Folgende Straucharten werden in oben genannter Liste geführt:

· Cornus sanguinea Roter Hartriegel

· Corylus avellana Gemeine Hasel

· Crataegus laevigata Zweigriffliger Weißdorn

· Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn

· Euonymus europaeus Europäisches Pfaffenhütchen

· Frangula alnus Faulbaum

· Prunus spinosa Schlehe

· Rhamnus carthartica Purgier-Kreuzdorn

· Rosa canina agg. Hunds-Rose

· Rosa corymbifera Hecken-Rose

· Rosa rubiginosa Wein-Rose

· Rosa tomentosa Filz-Rose

· Salix aurita Ohr-Weide

· Salix caprea Sal-Weide

· Salix cinerea Grau-Weide

· Salix pentandra Lorbeer-Weide

· Salix purpurea Purpur-Weide

· Salix triandra Mandel-Weide

· Salix viminalis Korb-Weide

· Sambucus nigra Schwarzer Holunder

· Sambucus racemosa Roter Holunder

· Viburnum opulus Gemeiner Schneeball
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